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1 z.B. durch gesundheitliche Beeinträchtigungen und Behandlungskosten, geringere Mieteinnahmen, z.T. auch Lärmschutz, INFRAS/IWW; 2004 / Externe Kosten des Verkehrs.

Einführung

In Deutschland sehen sich über 60 
Prozent der Menschen durch Lärm, 
vor allem durch Verkehrslärm beläs-
tigt. Davon sogar mehr als 10 Prozent 
stark oder äußerst stark. Lärm ist für 
viele Menschen eines der vorrangig-
sten Umweltprobleme. Auch die 
wirtschaftlichen Auswirkungen sind 
erheblich, so wurden externe Kosten 
des Verkehrslärms in der Höhe von 
ca. 45 Mrd. Euro für das Jahr 2000 
für 17 EU-Mitgliedstaaten ermittelt1.

Mit der Richtlinie 2002 / 49 / EG des 
europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. Juni 2002 über die 
Bewertung und Bekämpfung von 
Umgebungslärm (Umgebungslärm-
richtlinie) hat die Europäische Ge-
meinschaft ein Konzept vorgegeben, 
um schädliche Auswirkungen und 
Belästigungen durch Umgebungs-
lärm zu verhindern, zu mindern und 
ihnen vorzubeugen.

Der vorliegende Leitfaden soll – ge-
rade für kleinere und mittlere 
Gemein den – eine kurz gefasste In-
formation zur Umsetzung der Umge-
bungslärmrichtlinie und einen 
schnellen Überblick über die damit 
verbundenen 
Auf gaben geben. Dazu werden die 
wichtigsten Grundlagen dargestellt, 
die wesentlichen Arbeitsschritte zur 
Aufstellung von Aktionsplänen erläu-
tert und Beispiele sowie Empfehlun-
gen für die Umsetzung gegeben. 
Auch werden Möglichkeiten genannt, 
unter Erfüllung des gesetzlichen Auf-
trags den Aufwand für die Aufstellung 
und die damit verbundenen Kosten 
zu reduzieren.
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Quelle Ausarbeiten der 

Lärmkarten

zum 

Aufstellen von  

Lärmaktions plänen

zum 

Ballungsräume
> 250.000 Einwohner (1. Stufe)
> 100.000 Einwohner (2. Stufe)

30. Juni 2007
30. Juni 2012

18. Juli 2008
18. Juli 2013

Hauptverkehrsstraßen
> 6 Mio. Fahrzeuge / Jahr (1. Stufe)
> 3 Mio. Fahrzeuge / Jahr (2. Stufe)

30. Juni 2007
30. Juni 2012

18. Juli 2008
18. Juli 2013

Haupteisenbahnstrecken
> 60.000 Züge / Jahr (1. Stufe)
> 30.000 Züge / Jahr (2. Stufe)

30. Juni 2007
30. Juni 2012

18. Juli 2008
18. Juli 2013

Großfl ughäfen
> 50.000 Bewegungen/Jahr 30. Juni 2007 18. Juli 2008

Tabelle 1: Hauptaufgaben nach EG-Umgebungslärmrichtlinie

Gesetzlicher Auftrag 

Die wesentlichen Aufgaben nach der 
Umgebungslärmrichtlinie sind:
 
 Ermittlung der Belastung durch  

strategische Lärmkarten, 
 Verminderung und Vorbeugen 

durch Lärmaktionspläne

Eine zentrale Bedeutung hat die In-
formation der Öffentlichkeit über 
Lärmbelastungen und die Mitwir kung 
der Öffentlichkeit bei der Aktions -
planung.

Lärmaktionspläne, mit denen Lärm-
probleme und Lärm auswirkungen 
geregelt wer den, sind nach einem 
Stufenkonzept aufzustellen (s.Tab.1). 
Aufbauend auf den Lärmkarten erfolgt 
dies für Ballungsräume und Orte in 
der Nähe von Hauptverkehrs straßen, 
Haupteisenbahnstrecken und Groß-

fl ughäfen (Hauptverkehrswege).
Lärmkarten und Lärmaktionspläne 
werden alle 5 Jahre überprüft und 
bei Bedarf überarbeitet – Aktionspläne 
auch bei bedeutsamen Entwicklungen 
für die Lärmsituation.

Die Umsetzung der Umgebungslärm-
richtlinie in deutsches Recht erfolgte 
mit den §§ 47 a-f im Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz (BImSchG), durch 
die Verordnung über die Lärmkartie-
rung (34. BImSchV) und weitere unter-
gesetzliche Regelwerke.

Zuständig für die Ausarbeitung von 
Lärmkarten und die Aufstellung von 
Lärmaktionsplänen sind die Gemein-
den in Schleswig-Holstein. 

Abweichend davon werden für die 
Haupteisenbahnstrecken die strate-

gischen Lärmkarten vom Eisenbahn-
bundesamt ausgearbeitet.

Der einzige in Schleswig-Holstein zu 
betrachtende Großfl ughafen ist der 
Flughafen Hamburg-Fuhlsbüttel, für 
den die Behörde für Stadtentwicklung 
und Umwelt der Freien und Hanse-
stadt Hamburg (BSU) unter Einbin-
dung der betroffenen Gemeinden, 
der Öffentlichkeit und der Träger öf-
fentlicher Belange einen Aktionsplan 
aufstellt.

Der Leitfaden kann für alle Lärm-
quellen herangezogen werden, auch 
wenn der Schwerpunkt der Betrach-
tung überwiegend beim Verkehrs-
lärm liegt. 
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Ziele, Vorteile und Nutzen 

der Aktionsplanung

Lärmaktionspläne zielen auf mehr 
Lärmschutz und dienen damit auch

 dem Gesundheitsschutz und 
der Vorsorge,

 dem individuellen Wohlbefi nden,
  der Wohnqualität und damit dem 

Erhalt  / der Steigerung von Immo-
bilienwerten,

 der Aufenthaltsqualität im Freien 
und damit ebenfalls der Wohnqua-
lität, insbesondere aber auch der 
touristischen Attraktivität und der 
Naherholung,

 dem Schutz ruhiger Gebiete.

Lärmaktionspläne bieten Vorteile 
durch Unterstützung anderer 
gemeindlicher Ziele, wie 

 Verbesserung der Luftqualität (im 
Zusammenhang mit verkehrlichen 
Maßnahmen), 

 Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit (bei verkehrlichen 
Maßnahmen), 

 bessere verkehrliche Erschließung 
(z. B. ÖPNV, Fuß-/Radwegenetz),

 Erhöhung der Attraktivität der 
Gemeinde („es wird leiser in….“),

 Erhöhung der Standortattraktivität 
z. B. im Bereich Tourismus, Medizin, 
Bildung.

Aufwand und Kosten 

der Aktionsplanung

Der Aufwand für die Aktionsplanung 
hängt vom Umfang der Lärmbelas-
tungen und den örtlichen Rahmenbe-
dingungen in der Gemeinde ab. Die 
damit einhergehenden fi nanziellen 
Belastungen durch die Aktionsplanung 
sind für die einzelnen Gemeinden 
planbar und damit überschaubar. 
Es können sich zudem Einsparungen 
ergeben, wenn gegebenenfalls Daten 
und Ergebnisse für andere Fach-
planungen herangezogen werden.

Lärmmindernde Maßnahmen können 
kostengünstig möglich sein. Zum 
Beispiel können mit wenig Aufwand 
durch neue Beschilderung die Ge-
schwindigkeiten gesenkt oder Ver-
kehre verlagert werden, wenn die 
verkehrsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen es zulassen. Kostenintensive 
Maßnahmen, wie Lärmschutzwälle 
oder -wände, können gegebenen-
falls im Zusammenhang mit anderen 
Maßnahmen und Planungen realisiert 
werden. Auch können Kosten für lärm-
mindernde Maßnahmen den jeweili-
gen Baulastträgern obliegen (bei 

Bundes- und Landestraßen ist über-
wiegend der Landesbetrieb Straßen-
bau und Verkehr Ansprechpartner).

Eine Förderung von Maßnahmen 
kann unter bestimmten Vorausset-
zungen auch auf Grundlage des 
Gemeindeverkehrsfi nanzierungsge-
setzes erfolgen, wenn diese in Lärm-
aktionsplänen enthalten sind. Eine 
Überlegung kann es zudem sein, 
privatwirtschaftliche Akteure beispiels-
weise aus der Immobilienwirtschaft 
zu gewinnen. 

Lärmaktionspläne bieten einen 
Nutzen, unter anderem durch

 eine klare Erfassung und 
Bewertung der Lärmsituation,

 die Entwicklung von Maßnahmen 
und Strategien zur Lärmminderung 
im Zusammenwirken mit anderen 
Planungen („Lärmmanagement“),

 Transparenz, was möglich bzw. 
aus Gründen der Verhältnis-
mäßigkeit nicht realisierbar ist,

 vorsorgende Politik unter Informa-
tion und Mitwirkung der Öffent-
lichkeit

 Synergien mit anderen Planungen 
bei der Grundlagenermittlung – 
zum Beispiel bei Bereitstellung von 
Grund lagen daten, Vorwegnahme 
einzelner Gut achten, Prüfungen 
und Ab wägungen für andere 
Planungen,

 Synergien mit anderen Planungen 
bei der Zielerreichung – wie Ver-
kehrsentwicklungsplanung, Luft-
reinhalteplanung und im Einzelfall 
bei der gemeinsamen Finanzie-
rung von Maßnahmen, 

 Koordinierung und Abstimmung 
von Belangen über die gemeind-
lichen Grenzen und die Landes-
grenzen hinweg, gerade auch in 

1 z.B. durch gesundheitliche Beeinträchtigungen und Behandlungskosten, geringere Mieteinnahmen, z.T. auch Lärmschutz, INFRAS/IWW; 2004 / Externe Kosten des Verkehrs.
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Da der Umfang der Lärmbelastungen, 
die Größe und Struktur der Gemein-
den, die örtlichen Rahmenbedingun-
gen und die Planungsstrukturen in 
den Gemeinden sehr unterschiedlich 
ausgeprägt sind, kann kein standardi-
siertes Verfahren oder ein Musterak-
tionsplan vorgegeben werden.

Ablauf der Aktionsplanung

Wesentliche Aufgabe der Aktions-
planung ist die Bewertung der Lärm-
situation und die Formulierung von 
Maßnahmen, Konzepten und Strate-
gien, um unter Beteiligung der be-
troffenen Öffentlichkeit, der Behörden 
und Baulastträger zur Lärm re du zie-   
r ung beizutragen und Lärmbe-
lastungen entgegen zu wirken.

In der nachfolgenden Tabelle (Seite 8) 
sind der mögliche Ablauf und die 
damit verbun denen Fragestellungen 
zusammen gefasst dargestellt und im 
folgenden Text erläutert.

1 Wie geht’s los?

Um den zur Verfügung stehenden 
Zeitrahmen für die Aktionsplanung 
umfassend zu nutzen, sollten in den 
Gemeinden frühzeitig die notwendi-
gen administrativen Vorbereitungen 
getroffen werden. Die gemeindlichen 
Gremien sollten informiert, die ver-
waltungsinternen Zuständigkeiten 
und Abläufe geklärt und gegebenen-
falls in den anstehenden Haushalts-
beratungen Mittel eingeworben wer-
den.

Ein dauerhafter Ansprechpartner 
oder Koordinator in der Gemeinde ist 

sinn voll. Zur Steuerung eines um-
fangreicheren Planungsprozesses 
kann zudem ein Projektmanagement 
geeignet sein.

Die Aktionsplanung sollte mit Blick 
auf die Verpfl ichtung, den Plan bei 
bedeutsamen Entwicklungen, ansons-
ten alle fünf Jahre zu überprüfen und 
erforderlichenfalls zu überarbeiten 
(§ 47 d Abs. 5 BImSchG), als ein mit 
anderen Planungen vernetzter Pla-
nungs  prozess über mehrere Jahre an-
ge legt sein und fortentwickelt werden.

2 Wovon ist auszugehen?

Grundlage für den Lärmaktionsplan 
sind die Lärmkarten mit der Bestands-
aufnahme der Lärmsituation an den 
Hauptverkehrswegen und in den 
Ballungsräumen. Die wesentlichen 
Inhalte sind:

 die Darstellung der Lärmbe-
lastung,

 tabellarisch die geschätzte Zahl 
der lärmbelasteten Menschen 
und der lärmbelasteten Flächen, 
Wohnungen, Schulen und Kranken-
häuser, sowie

 eine Beschreibung der Hauptlärm-
quellen bzw. der Ballungsräume 
und deren Umgebung.

In den Gemeinden können weitere 
relevante Lärmemittenten als die 
kartierten Hauptverkehrswege vor-
handen sein. Es ist daher zu prüfen, 
ob zur Aktionsplanung eine detaillier-
tere Bestandserfassung erforderlich 
ist bzw. ob bereits andere vorhande ne 
Lärmkarten herangezogen werden 
können.
Die wesentlichen Kriterien zur 
Bewertung der Belastung sind:

1. die Höhe der Pegel,
2.  die Anzahl der von Lärm 

Betroffenen,
3.  die Nutzung / Schutzwürdigkeit 

der betroffenen Flächen.

Detailliertere Informationen mit einem 
umfangreichen Maßnahmenkatalog 
geben die Hinweise zur Lärmakti-
onsplanung der Bund / Länderarbeits-
gemeinschaft für Immissionsschutz 
(LAI).²

² Hinweise zur Lärmaktionsplanung der Bund / Länderarbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz unter www.laerm.schleswig-holstein.de



8

G – Gemeinde

B – Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Ö - Öffentlichkeit

Schritt

Akteure

Fragestellung Aufgaben / Hinweise

1

G

Wie geht es los?

Vorüberlegungen

 Federführung, interne Organisation
 externe Unterstützung?
 Zeitplan, Mittelbereitstellung
  Mitwirkung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung

2
G, (B, Ö)

Wovon ist auszugehen?

Bewertung der 
Lärmsituation

 Bewertung der Belastung 
  Pegelhöhe, Betroffenenanalyse, Flächennutzung
  Ermittlung von Lärmproblemen und verbesserungsbedürftigen Situationen
 Ermittlung ruhiger Gebiete
  Abschätzung der Handlungs optionen

3

G, (B)

Was ist noch zu berück-

sichtigen?

Einbeziehen anderer
Planungen

 Analyse vorhandener Planungen 
 Bauleitplanung
  Verkehrsentwicklung, Verkehrs planung
  weiterer relevante Planwerke, Leitziele und Konzepte

4

G, B, Ö

Wo soll es hingehen?

Zielsetzung

  Ziele, Strategien und Rahmen konzepte zur Lärmminderung 
und zum Schutz ruhiger Gebiet
 vordringliche Sanierungsbereiche

5

G, B, (Ö)

Was soll getan werden? 

Entwurf des Aktionsplans

  Formale Vorgaben nach Anhang V der Umgebungslärmrichtlinie
  Entwicklung eines Maßnahmen katalogs 
 Schutz ruhiger Gebiete
  Wirkungsanalyse, Lärm minderungspotenziale
 Zeitrahmen, Kosten-Nutzen-Analyse 
  Bewertung, Abwägung möglicher Maßnahmen 
 Umsetzungsverantwortliche

6

G, B, Ö

Wer ist zu beteiligen?

Die Mitwirkung der Öffent-
lichkeit und Beteilung der 
TöB 

  Bekanntmachung und öffentliche Aus legung des Entwurfs für 1 Monat
  Möglichkeit der Stellungnahme bis 2 Wochen nach Auslegung
  Gegebenenfalls öffentliche Erörterung oder andere erweiterte Mitwirkung 
der Öffentlichkeit
  Einbindung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB)  

7

G

Wie wird der Lärmak-

tionsplan beschlossen 

und bekannt gemacht? 

Aufstellen des Aktionsplans

 Beschlussfassung 
 Veröffentlichung des Aktionsplans

8

G, (B, Ö)

Und danach?

Die Umsetzung

 Umsetzung 
 Berichterstattung an die EU
  Überprüfung gegebenenfalls Überarbeitung unter 
Mitwirkung der Öffentlichkeit 

Tabelle 2: Überblick zur Aktionsplanung
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2.1 Höhe der Lärmpegel 

Die Ermittlung der in den Lärmkarten 
dargestellten Lärmpegel basiert auf 
neuen EU-harmonisierten Berech-
nungs verfahren. Ein direkter Vergleich 
mit in Deutschland vorhandenen 
Grenz- und Richtwerten5,6 ist daher 
nur eingeschränkt möglich, da andere 
Berechnungsverfahren zu Grunde 
gelegt werden.

Für eine Bewertung der Lärmsituation 
können die Angaben in den vor han-
de nen Regelwerken dennoch zur 
Orientierung herangezogen werden 
(s. Tab. 3). Ein gesetzlicher Anspruch 
auf Lärmminderung entsteht dadurch 
jedoch nicht.

Pegelbereich Bewertung Hintergrund zur Bewertung

> 70 dB(A) LDEN
3  

> 60 dB(A) LNight
4 

sehr hohe Belastung   Sanierungswerte gem. VLärmSchR 975 
können überschritten sein
  Lärmbeeinträchtigungen, die im Einzelfall 
straßenverkehrsrechtliche Anordnungen, 
aktive oder passive Schallschutzmaßnah-
men auslösen können

65-70 dB(A) LDEN

55-60 dB(A) LNight

hohe Belastung   Vorsorgewerte gem. 16. BImSchV6 für 
Kerngebiete, Dorfgebiete und Mischge-
biete können überschritten sein

  Lärmbeeinträchtigungen lösen bei Neubau 
und wesentlicher Änderung in o.g. Gebie-
ten Lärmschutz aus 
  kurzfristiges Handlungsziel zur Vermeidung 
von Gesundheitsgefährdung von 65 dB(A) 
tags und 55 dB(A) nachts (SRU7)

< 65 dB(A) LDEN 
< 55 dB(A) LNight

Belastung / Belästigung   Vorsorgewerte für reine und allgemeine 
Wohngebiete und Kleinsiedlungsgebiete 
der 16. BImSchV können überschritten 
sein
  Lärmbeeinträchtigungen lösen bei Neubau 
und wesentlicher Änderung in o.g. Gebie-
ten Lärmschutz aus
  Mittelfristiges Handlungsziel zur Präventi-
on bei 62 dB(A) tags und 
52 dB(A) nachts (SRU)
  langfristig anzustrebender Pegel 
als Vorsorgeziel bei 55 dB(A) tags und 45 
dB(A) nachts (SRU)

Tabelle 3: Orientierungshilfe zur Bewertung von Belastungen

3 LDEN: Lärmbelastung, gemittelt über Tag, Abend und Nacht mit Zuschlägen für den Abend und die Nacht gem. 34 BImSchV

4 LNight: Lärmbelastung, gemittelt über Nacht gem. 34 BImSchV

5 Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes - VLärmSchR 97 -

6 Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV

7 Sondergutachten des Rates von Sachverständigen für Umweltfragen; Umwelt und Gesundheit, Risiken richtig einschätzen; Deutscher Bundestag Drucksache 14 / 2300
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2.2 Anzahl der Betroffenen

Die Zahl der Lärmbetroffenen wurde 
im Zuge der Kartierung erhoben. Die 
Bewertung sollte im Kontext mit den 
gemeindlichen und örtlichen Aspek  -
ten sowie der Nutzung und der bau-
planungsrechtlichen Ausweisung der 
betroffenen Flächen erfolgen. 
Weitere Kriterien können herange-
zogen werden, u.a.: 

 Anteil der betroffenen 
Bevölkerung,

 Mehrfachbelastungen,
 Lärmbelastungen aus anderen 

Lärmquellen im Gemeindegebiet, 
die bei dieser Kartierung nicht 
erfasst wurden.

2.3 Nutzung der Gebiete 

Für die Bewertung der betroffenen 
Flächen sind die vorhandenen ge-
meindlichen Planungen heranzuzie-
hen. Es sind neben den derzeitigen 
auch die zukünftigen Nutzungen aus 
der gemeindlichen Entwicklung zu 
berücksichtigen. Hier sind die städte-
baulichen Planungen des Flächen-
nutzungsplans und/oder das städte-
bauliche Entwick lungskonzept zu 
beachten, das die grundsätzliche Ver-

teilung von Gewerbestandorten und 
Wohnbaufl ächen beschreibt.

Hinsichtlich der Nutzung der Gebiete 
und der bauplanungsrechtlichen 
Ausweisung ist die Betroffenenzahl 
bei gleicher Belastung in Wohnge-
bieten stärker als in Mischgebieten 
und erheblich stärker als in Gewerbe-
gebieten zu gewichten.

2.4 Ermittlung von 

Lärmproblemen

Nach § 47d BImSchG sind Lärmpro-
bleme und Lärmauswirkungen zu 
regeln. Es ist zu prüfen, ob verbesse-
rungsbedürftige Situationen beste-
hen. Lärmauswirkungen liegen in al-
len kartierten Bereichen vor, da sie 
von Umgebungslärm belastet sind. 
Lärmprobleme lassen sich als örtlich 
abgrenzbare Bereiche unter Berück-
sichtigung der Flächennutzung, des 
Lärmpegels (Höhe der Belastung) 
und der Zahl der Betroffenen identifi -
zieren, beispielsweise

 sehr hohe Belastungen mit einer 
geringen Zahl von Betroffenen,

 hohe Belastungen mit einer 
hohen Zahl von Betroffenen,

 hohe Belastungen durch mehrere 
Lärmquellen.

Letztlich kann nur aufgrund der Ge-
gebenheiten vor Ort eine Bewertung 
der Lärmsituation durchgeführt und 
wichtige Bereiche für die Maßnah-
menplanung identifi ziert werden.

Schallschutzeinrichtungen

> 75 dB(A)

<= 50 dB(A)

> 70 - 75 dB(A)

> 65 - 70 dB(A)

> 60 - 65 dB(A)

> 55 - 60 dB(A)

> 50 - 55 dB(A)
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2.5 Ermittlung von ruhigen 

Gebieten 

Ziel der Aktionsplanung soll es auch 
sein, „ruhige Gebiete vor einer 
Zunahme des Lärms zu schützen“ 
(§ 47d Abs. 2 Satz 2 BImSchG). 
Feste Kriterien für „ruhige Gebiete“ 
gibt es nicht.

Ruhige Gebiete auf dem Land zeich-
nen sich durch die Abwesenheit von 
Lärmquellen wie Verkehrs-, Indus trie-, 
Gewerbe- und  Freizeitlärm aus. 
Eine Festlegung dieser Gebiete zum 

reinen und allgemeinen Wohn-
gebieten bieten sich zum Beispiel 
auch Naherholungsfl ächen – Grünan-
lagen, Kinderspielplätze, Kleingarten-
anlagen – und andere Bereiche wie 
Naturschutzfl ächen oder Friedhöfe 
an. Ent sprechend kann in städtischen 
Ge bieten außerhalb von Ballungs-
räumen vorgegangen werden. Die 
Länder beabsichtigen, Kriterien für 
die Festlegung von ruhigen Gebieten 
zu erarbeiten.

2.6 Handlungsoptionen

Wenn nach der Bewertung der Lärm-
situation keine relevanten Lärmbe-
lastungen zu erkennen sind oder 
offenkundig keine Maßnahmen zur 
Lärmminderung verhältnismäßig 
sind, wird in einer Reihe von Gemein-
den die Maßnahmenplanung hier be-
reits abgeschlossen werden können. 
Solche Situationen können zum Bei-
spiel vorliegen, wenn 

 die Grenzwerte der 16. BImSchV 
eingehalten sind (in der Regel an 
Straßen mit aktuellen Lärmschutz-
einrichtungen),

 Neu- oder Ausbau von Haupt-
verkehrsstraßen in absehbaren 
Zeiträumen anstehen, da die 
Lärmthematik in einem anderen 
Verfahren abgearbeitet wird,

 Lärmminderungsmaßnahmen 
bereits in der Vergangenheit 
umfassend geprüft und soweit 
möglich umgesetzt wurden.

In jedem Fall sollte geprüft werden, 
ob mit dem Lärmaktionsplan über 
die Bauleitplanung der Gemeinden 
langfristig ein Beitrag zur Konfl iktver-
meidung und -lösung geleistet wer-
den kann. Zudem kann es sinnvoll 
sein, ruhige Gebiete festzulegen, die 
es besonders zu schützen gilt.

vorsorgenden Lärmschutz erfolgt 
daher an Hand von Schätzungen 
und Erfahrungswerten. Dafür können 
zum Beispiel die Ausweisungen von 
Ruhe- und Naherholungsbereichen 
oder von Biotopverbundachsen aus 
der Landschaftsplanung herangezo-
gen werden.

Für ruhige Gebiete in Ballungs-
räumen gibt es ebenfalls keine 
verbindlichen Kriterien. Neben 
Kurgebieten, Krankenhausgebieten, 
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3 Was ist noch zu berück-

sichtigen?

Die Lärmaktionsplanung steht in 
Beziehung zu anderen Planungen 
(s. Abb. 1). Wechselwirkungen, 
Synergien und auch mögliche Ziel-

 Städtebauliche Rahmenpläne
 B-Blan
 F-Plan
 …

Städtebauliche Planung
 Regionalplan
 Integriertes Stadt -

entwicklungskonzept
 …

Entwicklungsplanung

 Übergeordnetes Straßennetz
 Parkraumbewirtschaftung
 ÖPNV-Konzept
 Fahrradroutennetz
 LKW-Lenkung
 …

Verkehrsentwicklungsplanung

 Neu-, Um-, Ausbau- und 
Erhaltungsmaßnahmen, z.B.

 an Straßen
 an Eisenbahnen
 im Hochbau
 …

Entwurfsplanung

 Landschaftsprogramm
 Landschaftsplan
 Luftreinhalteplanung
 …

UmweltplanungLärmaktionsplanung

Abb. 1: Wechselwirkungen mit anderen Planungsinstrumenten

4 Wo soll es hingehen?

Nach der Bewertung der Lärmbelas-
tungssituation im Gemeindegebiet 
und eventuell bestehender anderer 
Planungen kommt es in diesem 
Schritt darauf an, sich – bei Bedarf – 
für die Erarbeitung des Aktionsplans 
konkrete Ziele, Strategien und 
Rahmen konzepte zu geben / festzu-
legen. Damit kann die Erarbeitung 
des Aktionsplans frühzeitig auf den 
tatsächlich vorhandenen bzw. im 
bestehenden Zeitrahmen zu bewälti-
genden Handlungsbedarf konzent-
riert werden. Zudem können derar-

tige Zielsetzungen auch der Über-
prüfung oder Qualitätssicherung 
von Maßnahmen dienen. 

Zielsetzungen können nur unter Be-
rücksichtigung der besonderen Um-
stände des Einzelfalls festgelegt 
werden. Dabei werden auch die Grö-
ße der Stadt oder Gemeinde und die 
Komplexität der Aufgabenstellung 
eine Rolle spielen. Nicht alle Zielset-
zungen werden kurz- und mittelfris-
tig realisierbar sein. Ziele sollten 
ambitioniert sein. Unrealistische Ziel-

setzungen und daraus abgeleitete 
Maß nahmen sollten vermieden 
werden, um nicht unerfüllbare Er-
wartungen zu wecken.

Nachfolgend genannte Zielsetzungen 
für eine Lärmaktionsplanung, die 
sich in Anlehnung an Tabelle 2 an 
Vorgaben aus Rechtsvorschriften 
oder des Sachverständigenrates für 
Umweltfragen orientieren, können 
daher nur beispielhaften Charakter 
haben:

konfl ikte erfordern eine enge Ab-
stimmung mit diesen Planungen, 
zumal planungsrechtliche Festle-
gungen im Aktionsplan durch andere 
Planungsträger zu berücksichtigen 

sind. Damit wird dem Lärmschutz 
auf der planerischen Ebene mehr 
Gewicht beigemessen, ohne mit 
neuen Richt- und Grenzwerten Ge-
staltungsspielräume einzuschränken. 
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  Die Wohnbevölkerung soll kurz-
fristig sehr hohen Belastungen 
(z.B. bei Überschreitung der 
Sanierungswerte der Verkehrs-
lärmschutzrichtlinien) nicht mehr 
ausgesetzt sein.

oder/und
 Die Wohnbevölkerung soll mittel-

fristig hohen Belastungen (Über-
schreitung der Vorsorgewerte der 
Verkehrslärmschutzverordnung 
für Neubau / wesentliche Änderung) 
nicht mehr ausgesetzt werden. 

oder/und
 Vorrangig ist der ausreichende 

Schutz der Nachtruhe (kurzfristig 
55 dB(A) - Gesundheitsschutz, 
langfristig 45 dB(A) – Vorsorge) 
zu gewährleisten.  

oder/und
 Folgende Flächen der Gemeinde, 

… , sollen als ruhige Gebiete bzw. 
zur Wohn- und Erholungsnutzung 
(einschließlich der Ferien- und 
Wochenendwohnungen) geschützt 
werden. Es wird angestrebt, die 

5 Was soll getan werden?

Ein Aktionsplan ist ein strategisches 
Planwerk, um Ziele, Strategien und 
Maßnahmen zur Lärmminderung 
und zum Schutz ruhiger Gebiete zu 
formulieren. 

Die formalen Vorgaben für Inhalte 
eines Aktionsplans sind im Anhang V 
der Umgebungslärmrichtlinie vorge-
geben. Wesentliche Elemente sind 

 Bewertung der Lärmsituation,
 Maßnahmenkatalog,
 Aussagen zu Kosten-Nutzen,
 Dokumentation der Mitwirkung 

der Öffentlichkeit
 Bewertung der Durchführung und 

der Ergebnisse des Aktionsplans.

Sofern keine Handlungsoptionen zur 
Lärmminderung erkennbar sind, ist 
das wesentliche Element des Aktions-
plans die Bewertung der Lärmsitua-
tion.

5.1 Entwicklung des Maßnahmen-

katalogs

Ein Kernelement des Aktionsplans 
ist der Maßnahmenkatalog, in den 
mögliche Lärmminderungsmaß-
nahmen aufgenommen werden. Da-
bei sollten Maßnahmen von hoher 
Effi zienz und Akzeptanz im Vorder-
grund stehen. Je konkreter die Maß-
nahmen beschrieben werden, umso 
besser können sie anschließend um-

gesetzt werden. Kurzfristig umzuset-
zende Maßnahmen sollten daher 
möglichst konkreter als langfristig 
umzusetzende Maßnahmen festge-
legt werden. 

Neben der textlichen Darstellung und 
Bewertung der Maßnahmen kann 
eine tabellarische Übersicht nach 
folgendem Beispiel hilfreich sein.

Maßnahme Wo? Wann? Wer ist für die 

Umsetzung 

zuständig?

Wirkung / 

Ziel

Kosten

Tabelle 4: Übersicht für einen Maßnahmenkatalog

Lärmbelastung in diesen Gebieten 
so zu verringern bzw. auf einem 
Niveau zu halten, dass die Kom-
munikation im Freien am Tage (ca. 
55 dB(A)) und ungestörter nächt-
licher Schlaf (ca. 45 dB(A)) bei ge-
öffnetem Fenster möglich bleibt.
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Eine frühzeitige Aufstellung der 
Umsetzungskosten und der Finan-
zierungsmöglichkeiten schafft die 
Voraussetzung, Maßnahmen in den 
Haushaltsplan aufzunehmen und 
Fördermittel nutzen zu können. 
Wichtig ist, den weiteren Planungs- 
und Umsetzungsprozess, die Zu-
ständigkeit für die Maßnahmenum-

setzung und die rechtliche, fi nanziel-
le und technische Realisierbarkeit 
aufzuzeigen. Auf Maßnahmen, die 
im Rahmen der Abwägung zurück 
gestellt wurden, sollte mit Begrün-
dung gesondert eingegangen wer-
den, um auch diese Ergebnisse des 
Planungsprozesses festzuhalten.

Im Folgenden sind beispielhaft einige 
Maßnahmen skizziert. Bei straßen-
verkehrsrechtlichen Maßnahmen 
wie Geschwindigkeitsbegrenzungen 
oder Nachtfahrverboten für LKW 
trifft die Verkehrsbehörde die Ent-
scheidung nach Maßgabe derStraßen-
  verkehrsordnung. Über bauliche Ver-
änderungen entscheidet der jewei-
lige Baulastträger der Verkehrsanlage.

Verstetigung des Verkehrs durch entsprechende Ampelschal-
tungen, insbesondere an Knotenpunkten (Um- oder Ausbau)

   der Lärmpegel sinkt
    es entfallen besonders lästige Lärmspitzen durch 
Abbremsen und Anfahren

   positive Effekte bei Verkehrssicherheit und Luftqualität

Verkehrs- und/oder LKW-Lenkungskonzepte, Änderung 
bei Durchgangsverkehren, Verkehrsbündelung, 
LKW-Nachtfahrverbot, Verkehrsbeeinfl ussungsanlagen

    kann speziell bei Senkung des LKW-Anteils eine 
deutliche Reduzierung des Lärmpegels bringen 

   Zusammenhang mit der Verkehrsentwicklungsplanung
   gegebenenfalls positive Effekte mit der Verkehrssicherheit 
und der Luftqualität

   neue Belastungen auf Ausweichstrecken sind zu berücksichtigen

Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit     Möglichkeit zur effektiven und kostengünstigen 
Senkung des Lärmpegels 

   positive Effekte bei Verkehrssicherheit und Luftqualität 

Mögliche Maßnahmen Wirkungen / Hinweise

verkehrsregelnde Maßnahmen

Unterhaltung / Erhaltung bzw. Änderung des Fahrbahnbelags     Rückbau von gepfl asterten Straßenoberfl ächen, Beseitigung 
von Fahrbahnschäden oder die Verwendung lärmmindernder 
Deckschichten lassen erhebliche Lärmreduzierungen zu

Lärmschutzwände und -wälle    sehr hohe Lärmreduzierungen erreichbar 
    hohe Kosten, daher überwiegend im Zusammenhang 
mit Straßen-, Schienenneu- oder -ausbau realisierbar

bauliche Veränderungen an der Straße und 
Straßenraumgestaltung, wie 
   Radfahrstreifen auf der Fahrbahn
   Einengung

   senkt Geschwindigkeiten  
   Abstandsvergrößerung zur Fahrbahn reduziert gerade auf den 
„ersten Metern“ die Lärmpegel am Immissionsort erheblich

Einbau von Lärmschutzfenstern, -lüftern und -türen    wirksamer passiver Schallschutz
   nur im Gebäude wirksam, nicht in der Umgebung 
    bautechnische Möglichkeiten sind dann sinnvoll, wenn 
aktive Lärmschutzmaßnahmen keinen ausreichenden 
Lärmschutz bieten

bauliche Maßnahmen
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Nutzung von Eigenabschirmungen
   durch Schließung von Baulücken
   durch entspr. Anordnung bei Neuplanungen 
   Einrichten von Gebäuderiegeln

    durch spezielles Anordnen von Gebäuden können lärmgeschützte 
Hoffl ächen (Außenwohnbereiche) und Wohnfl ächen geschaffen 
werden

    je frühzeitiger in der städtebaulichen Planung die möglichen 
anlagebedingten Maßnahmen zur Lärmabschirmung genutzt 
werden, umso kostengünstiger und effektiver können sie 
eingesetzt werden

Vergrößerung des Abstandes zwischen Quelle 
und Immissionsort

    i.d.R. nur durch entsprechende Ausweisungen im Flächennut-
zungsplanung als vorsorgender Lärmschutz möglich

Ausweisung von Abstandsfl ächen oder Flächen für aktive 
Lärmschutzmaßnahmen

    Lärmschutzwall, Lärmschutzwand, Verschwenken der 
Erschließungsstraße

Vorgaben der Grundrissgestaltung     Räume zum ständigen Aufenthalt für Personen werden nur auf 
der Schall abgewandten Seite zugelassen

Gliederung von Nutzungen     Wohnbereiche angrenzend an Emissionsorten werden je 
nach Immissionswerten als Mischgebiet oder allgemeines 
Wohngebiet geplant 

    das Mischgebiet kann zudem aufgeteilt werden in den vorge-
lagerten Bereich für die gewerblichen Nutzungen und den dahin-
ter liegenden Bereich für Wohnnutzungen

Festlegen von Emissionswerten     im Gewerbegebiet werden für bestimmte Areale 
Emissionswerte festgelegt (Kontingentierung über 
fl ächenbezogene Schallleistungspegel)

Beschränkung von Außenwohnbereichen     Terrassen, Balkone auf der Lärm abgewandten Seite
    Zulassung von Außenwohnbereichen (Terrassen, Balkone) 
auf der Lärm zugewandten Seite, wenn sie eingehaust sind

Ausschluss von Immissionsorten    Vorgabe für Schalldämmmaße für Fenster, Wände

Mögliche Maßnahmen Wirkungen / Hinweise

Maßnahmen im Rahmen der Bauleitplanung

Förderung des ÖPNV      Lärmreduzierung ist vergleichsweise gering 
    Verlagerung zum ÖPNV ggf. in Kombination mit 
Beschränkungen des Individualverkehr sinnvoll

Förderung des Fußgänger- und Radverkehrs     positive Effekte treten mit der Verkehrssicherheit und 
der Luftqualität auf

    gegebenenfalls in Kombination mit Beschränkungen 
des Individualverkehr sinnvoll

Verkehrsmittelwahl

Für den Schutz von ruhigen Gebieten kommen, auf die jeweilige Nutzungsart beschränkte planerische Festlegungen in Frage, die auch 
von anderen Planungsträgern zu berücksichtigen sind.

Schutz von ruhigen Gebieten

Tabelle 5: Beispiel für Maßnahmen
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5.2 Aussagen zu Kosten-Nutzen

Soweit verfügbar, sind fi nanzielle 
Informationen in die Aktionsplanung 
aufzunehmen. Hierzu sollen die ab seh-
baren Kosten den erwarteten Entlas-
tungen gegenübergestellt werden. 
Differenzkarten mit Darstellungen 
der Belastung vorher/nachher kön-
nen ein hilfreiches Werkzeug sein. 
Literaturhinweise 

zur monetären Erfassung von 
Immobilien wertsteigerung durch 
Reduzierung des Umgebungslärms 
oder zur Kostenentlastung im Gesund-
heitswesen durch weniger lärmbe-
dingte Erkrankungen sind unter 
www.laerm.schleswig-holstein.de 
zu fi nden.

5.3 Hinweise zur Prioritäten-

setzung

Nach § 47 d BImSchG sind aufbau-
end auf den ermittelten Lärmproble-
men die wichtigsten Bereiche zu 
identifi zieren, bei denen vorrangig 
Abhilfe notwendig ist. Angesichts 
der zeitlichen und fi nanziellen Rah-
menbedingung ist eine Prioritäten-
setzung sinnvoll. Dabei können bei-
spielsweise folgende Aspekte heran-
gezogen werden:

   Kosten/Nutzen-Verhältnis, 
Minderungspotenzial, Effektivität,

    zeitliche, räumliche und fi nanzielle 
Wechselwirkungen mit Maß-
nahmen aus anderen Bereichen, 
wie Verkehrsplanung oder 
Baumaßnahmen, 

   Wechselwirkungen mit anderen 
nicht kartierten Lärmquellen.

Zu den Maßnahmen und deren Um-
setzung geben die Hinweise zur 
Lärmaktionsplanung der Bund / Län-
derarbeitsgemeinschaft für Immissi-
onsschutz wertvolle Anregungen.

6 Wer ist zu beteiligen?

6.1 Mitwirkung der Öffentlichkeit

Nach § 47 d Abs. 3 BImSchG ist die 
Öffentlichkeit zu Vorschlägen für Ak-
tionspläne zu hören und ihr rechtzeitig 
und effektiv die Möglichkeit zu geben, 
an der Ausarbeitung und Überprüfung 
der Lärmaktionspläne mitzuwirken. 
Die Ergebnisse der Mitwirkung sind 
zu berücksichtigen. 

Aus dem Bundes-Immissionsschutz-
gesetz lässt sich kein verbindliches 
Verfahren zur Mitwirkung der Öffent-
lichkeit ableiten. In Anlehnung an das 
Verfahren zur Aufstellung von Luft-
reinhalteplänen gem. § 47 Abs. 5a 
BImSchG kann das in Abbildung 2 

vorgestellte Beispiel als Anhalt heran-
gezogen werden. 

Auch wenn der Entwurf des Aktions-
plans keine Maßnahmen oder 
Festlegungen enthält, sollten die 
Ab wägungsgründe dafür öffentlich 
dargelegt und Gelegenheit zur 
Stellungnahme eingeräumt werden.

Entscheidend für eine erfolgreiche 
Öffentlichkeitsbeteiligung sind:
    klare Gesamtverantwortung, 
klare Abläufe,

   Informations- und 
Diskussionsmöglichkeiten,

   überschaubarer, defi nierter 

Zeitrahmen in allen Phasen 
der Öffentlichkeitsbeteiligung,

   Nutzung geeigneter Medien zur 
Information der Öffentlichkeit.

Bürgerinnen und Bürger sind durch 
den Umge bungs lärm und z.T. durch 
die vorge seh enen Maßnahmen direkt 
betroffen. Sie sind mit der Lage vor 
Ort am besten vertraut und können 
daher mit eigenen Bewertungen der 
Situation vielfach zu Lösungen bei-
tragen. Den gemeindlichen Gege-
benheiten angepasst kann daher eine 
frühzeiti ge Einbindung der Öffentlich-
keit schon bei der Bewertung der 
Lärmsituation genutzt werden, um 
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eine effektive und akzeptierte Maß-
nahmenplanung zu erreichen. In der 
Vergangenheit haben sich folgende 
Verfahren bei der Öffentlichkeitsbe-
teiligung / -mitwirkung bewährt:
   Öffentliche Anhörungs- oder 

Erörte rungstermine,
   moderierte Workshops, 

Runde Tische,
   Informationsveranstaltungen, 

Aktionstage,
   Podiumsdiskussionen,
   Internetforen.

In kleineren Gemeinden oder wenn 
nur geringe Betroffenheiten vorliegen, 
kann es – auch zur Begrenzung des 
Aufwandes – ebenso sinnvoll sein, 
die Anhörung zum Beispiel im Rah-
men einer Sitzung der Gemeindever-

6.2 Beteilung von anderen Be-

hörden und sonstigen Trägern 

öffentlicher Belange

Die Erfahrungen mit Lärmminderungs-
plänen in der Vergangenheit zeigen, 
dass die frühzeitige Einbeziehung 
anderer Behörden, sonstiger Trägern 
öffentlicher Belange und auch ande-
rer Bereiche der eigenen Verwaltung 
bereits bei der Erstellung von Plänen 
ein entscheidender Erfolgsfaktor ist. 

Da Maßnahmen zum Teil durch An-
ordnungen oder sonstige Entschei-
dungen der zuständigen Träger öffent-
licher Verwaltung umzusetzen sind, 
kann deren Einvernehmen erforder-
lich sein. Planungsrechtliche Festle-
gungen sind von anderen Planungs-
trägern zu berücksichtigen und 
können im Benehmen in einen 
Aktionsplan aufgenommen werden 
(§ 47 Abs. 6 BImSchG).

Neben den Verkehrs- und Immissions-
schutzbehörden (Verzeichnis der Ver-
kehrsbehörden und Staatlichen Um-
weltämter unter 
www.laerm.schleswig-holstein.de) 
können weitere Planungsbehörden, 
(z. B. Landes planungsbehörde, Stra-
ßenbaubehörden), Naturschutz- oder 
Bodenschutzbehörden betroffen 
sein.

6.3 Ablauf und mögliche 

Termin ierung für die Mitwirkung 

der Öffentlichkeit  

Erarbeitung Entwurf

   Bekanntmachung der Aufstellung 
   Einbindung der maßgeblichen Behörden
   Ggf. Mitwirkung der Öffentlichkeit

Auslegung 

1 Monat

(auch Internet)

Beteiligung 

TöB

Schriftl. Stellungnahmen 

14 Tage nach Auslegung

Ggf. Informationsveranstaltung, 

öffentliche Erörterung

Beschlussfassung der

Gemeindevertretung

Bekanntmachung / Auslegung

Beispiel für einen Ablaufplan

September 

2007

Februar 

2008

April 

2008

18. Juli 2008

Abb. 2: Ablaufplan für die Mitwirkung der Öffentlichkeit 
(Beispiel der 1. Stufe zur Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie) 

Der Ablaufplan und mögliche 
Ter mi nierung für die Mitwirkung 
der Öffentlichkeit sind für die 1. 
Stufe zur Umsetzung der Umge-
bungslärmrichtlinie im beigefügten 

tretung oder des Umweltausschusses 
durchzuführen. Auch in diesem Rah-
men wäre den Bürgerinnen und Bür-
gern die Möglichkeit zu geben, sich 
zur Aktionspla nung zu äußern bzw. an 
der Ausar bei  tung und Überprüfung 
mitzuwirken. 

Schaubild dargestellt. Für die zweite 
Stufe 2012 und die anschließenden 
Überprüfungen des Aktionsplans 
sollten deutlich länger Zeiträume zur 
Verfügung stehen.
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Bei Maßnahmen, die einen Rahmen 
für Entscheidungen über die Zulässig-
keit für Vorhaben nach Anlage 1 des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsge-
setz (Bund / Land) setzen, oder die 
einer strategischen Umweltprüfung 
bedürfen, erfolgt ein Öffentlichkeits-
beteiligungsverfahren nach UVPG. 

7 Wie wird der Lärmaktionsplan 

beschlossen und bekannt 

gemacht? 

Der Lärmaktionsplan umfasst 

    die Bewertungen der 
Lärmsituation, 

    eine Darstellung der vorhandenen 
und geplanten Lärmminderungs-
maßnahmen, 

    eine Dokumentation der 
Öffentlichkeitsbeteiligung sowie 

   die weiteren im Anhang V 
der Umgebungslärmrichtlinie 
genannten Angaben. 

7.1 Beschlussfassung

Es wird empfohlen, über den abge-
stimmten Entwurf des Aktionsplans 
einen Beschluss der Gemeindever-
tretung herbeizuführen, da: 

    Lärmaktionspläne Regelungen zu 
Lärmproblemen und Lärmauswir-
kungen enthalten, die Bindungs- 
und Berücksichtigungswirkung 
entfalten,

    kostenwirksame Entscheidungen 
der Zustimmung der politischen 
Gremien bedürfen,

    planungsrechtliche Aussagen 
ermessenslenkende Wirkungen 
für andere Planungsträger entfalten.
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8 Und danach?

Wesentliche Informationen eines 
Aktionsplans gemäß Anhang VI der 
Umgebungslärmrichtlinie sind der 
Europäischen Kommission über 
das Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume des 
Landes Schleswig-Holstein mitzutei-
len. Über Vorgaben für diese Bericht-
erstattung an die EU (Termine, Form 
und Inhalt) informiert das Ministerium 
für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume die zuständigen 
Behörden per Erlass. 

Die im Aktionsplan festgeschrie-
benen Umsetzungsprozesse und 
Zuständigkeiten sind in der anschlie-
ßenden Realisierungsphasen weiter 
zu überprüfen. Dazu kann beispiels-
weise in regelmäßigen Abständen 
die Umsetzung der Maßnahmen 
zeitlich und inhaltlich geprüft und 
gegebenenfalls angepasst werden. 
Ein Hauptaugenmerk sollte auf die 
Berücksichtigung des Aktionsplans 
bei allen anderen lärmrelevanten 
Planungen gelegt werden. So ver-
bessern sich die Chancen für eine 
erfolg reiche Umsetzung der Lärm-
minderungsmaßnahmen.

Lärmaktionspläne sind zudem bei 
bedeutsamen Entwicklungen für die 

Lärmsituation, ansonsten jedoch alle 
fünf Jahre nach dem Zeitpunkt ihrer 
Aufstellung zu überprüfen und erfor-
derlichenfalls zu überarbeiten. 

Auch für diese Schritte ist die Mit-
wirkung der Öffentlichkeit im Gesetz 
vorgesehen. Daher sind die Ergeb-
nisse zu veröffentlichen und es ist 
der Öffentlichkeit auch Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

7.2 Veröffentlichung des 

Aktionsplans

Aktionspläne sind der Öffentlichkeit 
bekannt zu machen, einschließlich 
einer Darstellung des Ablaufs des 
Beteiligungsverfahrens und der 
Gründe und Erwägungen, auf denen 
die getroffenen Entscheidungen 
beruhen. Das überplante Gebiet und 
eine Übersicht über die wesentlichen 
Maßnahmen sind darzustellen. Die 

Information muss deutlich und ver-
ständlich sein. Hierfür eignen sich 
unter anderem 

    Bekanntmachung wesentlicher In-
halte im amtlichen Mitteilungsblatt,

    Veröffentlichung im Internet,
   öffentliche Auslegung / Bereithal-
tung zur dauernden Einsichtnahme.
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Rechtsgrundlagen, weiterführende Literatur und Ansprechpartner 
fi nden sich unter www.laerm.schleswig-holstein.de. 


